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erledigung S. 198. — Pfarſtellnbeſetzung S. 198. — Tierärztliche Hochſchule Dein Re 50 S. 198. — Königl. 


Geſetz⸗ Sammlung. Beſchlüſſe 
Nr. 21 enthält: (Nr. 10525.) Verordnung, betreffend des 
die anderweite Regelung der Angelegenheiten der Neunzehnten Generallandtages der Schleſiſchen 


Verwaltung der direkten Steuern und der Domänen⸗ Landſchaft. 

und Forſtverwaltung bei den Regierungen in I. Mitwirkung der Landſchaft zur Deckung des 
Gumbinnen, Marienwerder und Bromberg. Vom Hochwaſſerſchadens vom Juli 1903. 

30. Juni 1904. 1. „Den Eigentümern ſolcher inkorporierten 


(Nr. 10526.) Verfügung des Juſtizminiſters, 
betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Teil des Bezirkes des Amtsgerichts Daun. | 
Vom 12. Juli 1904. 

Nr. 22 enthält: (Nr. 10527.) Geſetz. betreffend 
die Erweiterung des Stadtkreiſes Cottbus. Vom 
10. Juli 1904. 

Nr. 23 enthält: (Nr. 10528.) Wildſchongeſetz 
Vom 14. Juli 1904. 

Neichs⸗Geſetzblatt. 

Nr. 28 enthält: (Nr. 3055.) Geſetz zur Aenderung 
des Geſetzes, betreffend das Reichsſchuldbuch. 
Vom 28. Juni 1904. 

(Nr. 3056.) Bekanntmachung, betreffend die 
Anzeigepflicht für den anſteckenden Scheidenkatarrh 
der Rinder. Vom 28. Juni 1904. 

Bekauntmachnug des Königlichen Ober⸗ 

Präfidenten der Provinz Schleſien. 

Auf Ihren Bericht vom 18. Juni 1904 

will Ich die wieder beifolgenden Beſchlüſſe Nummer 

I bis IV des 19. Generallandtags der Schleſiſchen 

Landſchaft hiermit Landesherrlich genehmigen. 

Kiel, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, 


Güter und nicht inkorporierten Grundſtücke, welche 
durch die Ueberſchwemmungen im Juli 1903 in 
einem Maße beſchädigt worden ſind, daß nach Nr. 18 
der Generallandtagsbeſchlüſſe von 1901 oder $ 17 
der Beleihungsordnung und Nr. 29 der General⸗ 
landtagsbeſchlüſſe von 1901 der Antrag auf Zinſen⸗ 
ſtundung begründet iſt, können, ſofern nicht beſondere 
Bedenken entgegenſtehen, auf ihren bis Weihnachten 
1904 bei den Fürſtentumslandſchaften zu ſtellenden 
Antrag die bis Johanni 1903 für ihre Güter und 
Grundſtücke in dem Amortiſations⸗ oder Tilgungs⸗ 
fonds aufgeſammelten Anteile herausgegeben werden, 
auch wenn dieſe den 10. Teil des haftenden Dar⸗ 
lehns nicht erreichen Der Beſtand ist in erſter 
Linie von der Landſchaft zur Deckung der rück⸗ 
ftändigen und der bis einſchließlich Johanni 1904 
fällig werdenden Pfandbriefzinſen zu verwenden; 
nur ein etwa verbleibender Ueberſchuß wird zur 
eigenen Verwendung herausgegeben. Ueber Ge⸗ 
nehmigung oder Ablehnung der Anträge entſcheidet 
das Kollegium der zuſtändigen Fürſtentumslandſchaft.“ 
Die Verwertung der Beſtandspfandbriefe und 
die Ausführung der dazu dienenden Geldgeſchäfte 
den 30. Juni 1904. werden durch die Generallandſchaftsdirektion nach 
h gez. Wilhelm R. ihrem freien Ermeſſen und auf gemeinſchaftliche 

ggez. Schönſtedt. von Podbielski. | Gefahr und Koſten der Beteiligten bewirkt. 
An den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen 2. Soweit die einzelnen Fondsanteile zur 
und Forſten und den Juſtizminiſter. Deckung zweier Zinstermine nicht * kann 
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unter den obigen Vorausſetzungen eine Stundung 
der jetzt rückſtändigen und der an Weihnachten 1903 
und Johanni 1904 fällig werdenden Pfandbrief⸗ 
zinſen bis zum Betrage zweier Halbjahrsraten 
bewilligt werden. 

Zur Aufbringung der hierbei erforderlichen 
Barvorſchüſſe iſt die Generallandſchaftsdirektion 
befugt, gegen Erſtattung der entſprechenden Zinſen 
vorübergehend die Bareingänge des Amortiſations⸗ 
fonds und die Zinsüberſchüſſe der Ablöſungsfonds 
der altlandſchaftlichen Pfandbriefe und der Pfand⸗ 
briefe Lit. A zu benutzen. 

Zur allmählichen Rückzahlung des landſchaft⸗ 

lichen Vorſchuſſes werden die von den geſtundeten 
Terminen ab laufenden regelmäßigen Amortiſations⸗ 
und Tilgungsfondsveiträge der beteiligten Güter 
und nicht inkorporierten Grundſtücke verwendet und 
fließen hiernach während der Dauer der Abzahlungs⸗ 
periode nicht in dieſe Fonds. 
Die Abzahlung erfolgt in der Weiſe, daß jede 
nach den geſtundeten Terminen fällig werdende 
Zahlung an Zinſen und Amortiſationsbeitrag zunächſt 
auf die jeweilig vorhandenen Zinſenrückſtände ihrem 
Alter nach angerechnet wird. 

Rückſtandszinſen werden von den Schuldnern 
nicht gezahlt. 

Die Hälfte der regulativmäßigen Rückſtands⸗ 
zinſen oder der zur Beſchaffung des Vorſchuſſes 
etwa aufzuwendenden höheren Zinſen wird den be⸗ 
teiligten Fürſtentumslandſchaften aus den Zins⸗ 
üderſchüſſen der vorerwähnten Ablöſungsfonds erſtauet. 

Die Ablöſung der Pfandbriefſchuld iſt nur 
gegen vorherige bare Zahlung des Rückſtandes zuläſſig. 

Im Falle eines freiwilligen Verkaufs iſt der 
Rückſtand ſofort zu zahlen, wenn der Käufer nicht 
auch in die weitere Verwendung der Amortijationg: 
fondsbeiträge zur Abzahlung des Vorſchuſſes willigt. 
II. Außerhebungsſetzung des Sicherheitsfondsbeitrages 

bei Darlehen Lit. C 

Zu §8 9, 12 Lit. b, 28 Lit. a Reg. vom 
22. November 1858, 88 II, V und VII des Nach⸗ 
trags vom 6. Oktober 1868, Nr. 16 Lit. a Abſ. 2, 
Lit. b Abſ. 2 Gen. Landt. Beſchl. v. 1888. 

1. Der Beitrag von ½ Prozent jährlich, 
welchen der Schuldner eines in Pfandbriefen Lit. C 
gewährten Darlehens während der erſten 16 Jahre 
des Schuldverhälmiſſes zu dem Sicherheitsfonds 
dieſer Pfandbriefe zu entrichten hat, wird vorläufig 
nicht weiter erhoben. Seine Wiedererhebung iſt je⸗ 
doch auf einen dahin gehenden Beſchluß des Engeren 
Ausſchuſſes jederzeit zulaſſig. Er bleibt deshalb im 
Grundbuche eingetragen und wird bei neu zu ge⸗ 
wahrenden Darlehen auch ferner verbrieft und 
eingeiragen. 

Die Wiedererhebung findet innerhalb der 
Grenzen der Gejamtbeitragspfliht und in der bis⸗ 
herigen Zahlungsweiſe ohne weiteres ftatt, wenn und 
ſowen bei der Zwangsverſteigerung oder dem Wieder⸗ 


verkaufe eines in der Zwangsverſteigerung erworbenen 
mit einem Darlehen Lit. C beliehenen Gutes ein 


dem Sicherheitsfonds zur Laſt fallender Verluſt der 


Landſchaft entſteht, und zwar jedesmal bis zur 
völligen Deckung dieſes Verluſtes, 


ſofern die 
Generallandſchaftsdireklion es nicht vorzieht, einen 
ſolchen Verluſt aus den zur Verfügung für land⸗ 
ſchaftliche Zwecke ſtehenden Zinserſparniſſen der Ab⸗ 
löſungsfonds der altlandſchaftlichen Pfandbriefe und 


der Pfandbriefe Lit. A zu decken. 


Der Dahrlehnsſchuldner iſt der Verpflichtung 
zur nachträglichen terminlichen Entrichtung der vor⸗ 
läufig außer Hebung geſetzten Beiträge auch außer⸗ 


halb der erſten 16 Jahre des Schuldverhältniſſes 


bis zur Geſamthöhe der während dieſes Zeitraumes 


nicht eingezogenen Beiträge unterworfen. 


Der Sicherheitsfonds verbleibt im Genuſſe 


ſeiner eigenen Zinſen und der ihm ferner durch 
8 28 Lit. b bis d des Regulativs vom 22. No⸗ 
vember 1858, 88 
6. Oktober 1868 überwieſenen Einnahmen. 


II und VII des Nachtrages vom 


2. Derjenige Beitrag von ¼ Prozent jährlich, 
welchen der Schuldner eines in Pfandbriefen Lit. C 
gewährten Darlehens nach Ablauf ſeiner Beitrags⸗ 


pflicht zum Sicherheitsfonds neben dem ordentlichen 
Amortiſationsbeitrag von ½ Prozent jährlich ferner 


zum Amortiſationsfonds zu entrichten hat, fällt weg. 
1II. Herabſetzung der Gebühren für Pfandbrief⸗ 
ausfertigung. 

Zu Nr. 9 8 13 der Generallandtagsbeſchlüſſe 
von 1888. 

Bei der Ausfertigung und Umfertigung von 
Pfandbriefen werden für das Material zu den 
Pfandbriefen und Zinsſcheinen, für die Verhand⸗ 
lungen und das Schreibwerk 0,60 Mk. für jedes 
Pfandbrieſſtück erhoben Die Wiedererhebung des 
bisherigen Satzes von 1,00 Mark bleibt vorbehalten. 

IV. Penſionsverhältniſſe der Beamten der 

Schleſiſchen Landſchaftlichen Bank. 

Zu Vb der Generallandtagsbeſchl. von 1846, 
Nr. III der Generallandtagsbeſchl. von 1868, Nr. I, 
9 der Generallandtagsbeſchlüſſe von 1883, zur Für⸗ 
ſorgeordnung vom 26. Auguſt 1889, Nachtrag dazu 
vom 26. September 1899. . 

Zu Gunſten der nicht lebenslänglich, ſondern 
auf Kündigung angeſtellten Beamten der Schleſiſchen 
landſchaftlichen Bank und ihrer Hinterbliebenen 
kommen bei einem Ausſcheiden aus dem Amte 
infolge Dienſtunfähigkeit oder Todes, ſofern zur Zeit 
des Eintritts der Dienſtunfähigkeit oder des Todes 
das Dienſtverhältnis nicht aufgekündigt war, die für 
die Penſionierung und Humterbliebenenverſorgung 
der lebenslänglich angeſtellten landſchaftlichen Beamten 
geltenden Grundſätze zur Anwendung. 

Die daraus eniſtehenden Ausgaben gehen zu 
Laſten der landſchaſtlichen Bank. 

Die penſionsfähige Dienſtzeit beginnt mit der 
Anſtellung als landſchaftlicher Bankdiätar. Die 
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Generallandſchaftsdirektion iſt befugt, beim Uebertritt 
in den Dienſt der Bank und bei ſchon angeſtellten 
Beamten, die ſich früher in anderen Dienſten 
befunden haben, letzteren Falles beim Ausſcheiden aus 
dem Dienſte der landſchaftlichen Bank, einen früheren 
Beginn der penſionsfähigen Dienſtzeit feſtzuſetzen. 

Die geſetzliche und vertragsmäßige Kündigungs⸗ 
befugnis des Bankdirektoriums und der General⸗ 
landſchaftsdirektion bleiben unberührt. 

Breslau, den 23. Juli 1904. 

Schleſ. Generallandſchafts⸗Direktion. 
Verordnungen und Bekanntmachungen der 
Königl. Regierung zu Fraukfurt a. O. 
(J) Allerhöchſter Erlaß vom 30. Juni l. J., 
betreffend die Beſtimmung der Behörden für die 
Verwaltung der auf Grund des Geſetzes vom 
25. Juni d. J. (G. S. S. 113) in das Eigentum 
des Staates übergehenden Privatbahnlinien ſowie 
Bau und Betrieb der in demſelben Geſetze vor⸗ 
geſehenen neuen Eiſenbahnlinien. 

Auf Ihren Bericht vom 27. Juni d. 38. be⸗ 
ſtimme Ich zur Ausführung des Geſetzes vom 
25. Juni d. Is., betreffend die Erweiterung und 
Vervollſtändigung des Staatseiſenbahnnetzes und 
die Beteiligung des Staates an zwei Privatunter⸗ 
nehmungen ſowie an dem Baue von Kleinbahnen, 
daß J. Verwaltung und Betrieb: 1. der Breslau⸗ 
Warſchauer Eiſenbahn, 2. der Privatanſchlußbahnen 
Senftenberg⸗Meuroweiche und Meuroweiche-Zſchip⸗ 
kau, 3. der ſchmalſpurigen Anſchlußſtrecken a) Laſſo⸗ 
witzweiche⸗Bibiella / Kowolliken, b) Keſſelgrube⸗Danie⸗ 
letzRudy⸗Piekar, e) Poremba⸗Redenhütte vom Tage 
ihres Uebergangs auf den Staat zu 1. der Eiſen⸗ 
bahndirektion zu Breslau, zu 2. der Eiſenbahn⸗ 
direktion zu Halle a. S., zu 3. der Eiſenbahn⸗ 
direktion zu Kattowitz, II. bei demnächſtiger Aus⸗ 
führung der im 8 10 unter Ja und b vorgeſehenen 
Eiſenbahnlinlen und der im § 10 unter III 2 und 3 
vorgeſehenen Herſtellung einer zweiten Haupteiſenbahn 
von Lehrte nach Wunſtorf ſowie einer neuen Ver⸗ 
bindung zwiſchen Aachen und Hergenrath die Leitung 
des Baues und demnächſt auch des Betriebes: A. der 
Bahnen: 1. von Sosnitza über Preiswitz nach Eger⸗ 
feld und von Bauerwitz nach der Reichsgrenze in 
der Richtung nach Troppau der Eiſenbahndirektion 
zu Kattowitz, 2. von Gumbinnen nach Szitikehmen 
und von Kruglauken nach Marggrabowa der Eiſen⸗ 
bahndirektion zu Königsberg i. Pr., 3. von Vands⸗ 
burg nach Terespol mit Abzweigung nach Pruſt 
(Kreis Tuchel) nach Krone a. Br. der Eiſenbahn⸗ 
direktion zu Danzig, 4. von Guhrau nach Glogau, 
von Bentſchen nach Birnbaum und von Topper nach 
Meſerltz der Eiſenbahndirektion zu Polen, 5. von 
Hirſchberg i. Schl. nach Lähn der Eiſenbahndirektion 
zu Breslau, 6. von Regenwalde nach Wietfiod der 
Eiſenbahndirektion zu Stettin, 7. von Senftenberg 
nach Zſchipkau und von Finſterwalde nach Luckau 
der Eiſenbahndirektlon zu Halle a. S., 8. von Kiel 


nach Holtenau und von Rendsburg nach Huſum der 
Eiſenbahndirektion zu Altona, 9. von Göttingen 
nach Bodenfelde und von (Erndtebrück) Raumland⸗ 
Berleburg nach Allendorf bei Battenberg der Eiſen⸗ 
bahndirektion zu Caſſel, 10. von Paderborn⸗Nord 
nach Lippſpringe der Eiſenbahndirektion zu Münſter 
i. MW., 11. von (Brügge) Oberbrügge nach Wipper⸗ 
fürth und Radevormwald und von Overath nach 
Kalk der Eiſenbahndirektion zu Elberfeld, 12. von 
(Wengerohr) Wittlich nach Daun und von Fürſten⸗ 
hauſen nach Gr.⸗Roſſeln der Eiſenbahndirektion zu 
St. Johann⸗Saarbruͤcken, 13. von Malmedy nach 
der Reichsgrenze in der Richtung auf Stavelot der 
Eiſenbahndirektion zu Cöln, B. der zweiten Haupt⸗ 
eiſenbahn von Lehrte nach Wunſtorf der Eiſenbahn⸗ 
direktion zu Hannover, C. der neuen Verbindung 
zwiſchen Aachen und Hergenrath der Eiſenbahn⸗ 
direktion zu Cöln übertragen werden. Zugleich be⸗ 
ſtimme Ich, daß das Recht zur Enteignung und 
dauernden Beſchränkung derjenigen Grundſtücke, 
welche zur Bauausführung nach den von Ihnen 
feftzuftellenden Plänen notwendig find, nach den 
geſetzlichen Beſtimmungen Anwendung finden ſoll: 
1. für die unter A 1 bis 13, B und C bezeichneten 
neuen Eiſenbahnen ꝛc. — bezüglich der unter A 12 
aufgeführten Linie von Fürſtenhauſen nach Gr.⸗ 
Noſſeln, ſoweit fie im preußiſchen Staatsgebiete 
belegen iſt —, 2. für den im § 10 unter III 1 a 
des obenerwähnten Geſetzes vorgeſehenen Ausbau 
der Nebenbahn von Croſſen nach Eiſenberg bezüglich 
des auf preußiſchem Staatsgebiete belegenen Teils, 
3. für die zum oberſchleſiſchen Schmalſpurbahn⸗ 
unternehmen (8 10 unter IV des vorgenannten 
Geſetzes) gehörigen ſchmalſpurigen Anſchlußſtrecken 
a) Laſſowitzweiche⸗BibiellaKowolliken, b) Keſſelgrube⸗ 
Danieletz⸗Rudy⸗ Piekar, e) Poremba⸗Redenhütte. 

Dieſer Erlaß iſt in der Geleg- Sammlung zu 

veröffentlichen. Kiel, an Bord M. P. „Hohenzollern“, 
den 30. Juni 1904. 
Wilhelm. R. 
v. Budde. 
An den Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 

(2) Die ſtarke Zunahme des Kraftwagenver⸗ 
kehrs und die durch die Rechtſprechung des Kammer⸗ 
gerichts anerkannte Unanwendbarkeit des Chauſſee⸗ 
geldtarifs vom 29. Februar 1840 auf dieſen Ver⸗ 
kehr hat mich veranlaßt, in Gemeinſchaft mit den 
Herren Miniſtern des Innern und für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten an Allerhöchſter Stelle eine 
entſprechende Ergänzung jenes Tarifs zu beantragen. 
Dieſe Ergänzung iſt durch den abſchriftlich anliegenden 
Allerhöchſten Erlaß, welcher durch die Geſetzſamm⸗ 
lung veröffentlicht werden wird, nunmehr erfolgt. 

Die Allerhöchſte Verleihung des Rechts zur Er⸗ 
hebung von Chauſſeegeld wird von uns fortan nur 
noch nach dem ſo ergänzten Tarif beantragt werden. 

Für die ſchon jetzt unter dem Tarif vom 
29. Februar 1840 ſtehenden Chauſſeen tritt der 
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Tarifnachtrag nicht ohne weiteres, ſondern nur auf 
Antrag der erhebungsberechtigten Perſonen und 
Korporationen in Kraft; für die Beſchlüſſe der letzteren 
find die Korporationsſtatuten und Gemeindever⸗ 
faſſungsgeſetze maßgebend. Eine beſondere Aller. 
höchſte Genehmigung ſolcher Anträge und Beſchlüſſe 
iſt nicht erforderlich. 

Die Beſtrafung der Hinterziehungen von Chauſſee⸗ 
geldern im Kraftwagenverkehr iſt gemäß § 15 des 
Geſetzes vom 2. Mai 1900 Geſ.⸗S. S. 123 erſt 
vom 8. Tage nach der entſprechenden Amtsblatt⸗ 
bekanntmachung an zuläſſig. 

Berlin, den 30 Juni 1904. 

Der Miniſter der öffentl. Arbeiten. gez. v. Budde. 
An ſämtliche Herren Regierungspräſidenten. 

Vorſtehenden Erlaß bringe ich hierdurch zur 
öffentlichen Kenntnis. 

Frankfurt a. O., den 25. Juli 1904. 

Der Regierungspräſident. J. V.: Bartels. 

Auf den Bericht vom 22. April d. Is. will 
Ich genehmigen, daß der Chauſſeegeldtarif vom 
29. Februar 1840 bezüglich der Kraftfahrzeuge 
durch folgende Beſtimmungen ergänzt wird: 

An Chauſſeegeld wird entrichtet von Kraft⸗ 
wagen I. zum Fortſchaffen von Perſonen a. mit 
Gummiradreifen und 1. mit mehr als 4 Sitzplätzen 
20 Pf., 2. mit 4 und weniger Sitzplätzen 10 Pf., 
b. ohne Gummiradreifen und 1. mit mehr als 
4 Sitzplätzen 30 Pf., 2. mit 4 und weniger Sißz⸗ 
plätzen 15 Pf. Als Sitzplätze in dieſem Sinne 
werden nur die dauernd eingebauten feſten Sitz⸗ 
gelegenheiten, einſchließlich des Sitzes für den 
Wagenführer, angeſehen. II. Zum Fortſchaffen von 
Laſten a. mit Gummiradreifen und 1. beladen 20 Pf., 
2. leer 10 Pf., b. ohne Gummiradreifen und 1. be⸗ 
laden 30 Pf., 2. leer 15 Pf. Von unbeladenen 
Kraftwagen, welche landwirtſchaftliche Betriebszwecken 
dienen, wird, wenn ſie mit Gummiradreifen ver⸗ 
ſehen ſind, 5 Pf., ſonſt 8 Pf. entrichtet. Als 
beladen find die unter II erwähnten Kraftwagen 
dann anzuſehen, wenn ſich auf ihnen außer dem 
zur Krafterzeugung erforderlichen Stoffe und ihrem 
fonftigen Zubehör an anderen Gegenſtänden mehr 
als 100 kg befinden. Chauſſeegeld wird nicht 
erhoben von Kraftwagen, welche den Hofhaltungen 
des Königlichen und des Fürſtlich⸗Hohenzollernſchen 
Hauſes, dem preußiſchen Staate oder dem Deut⸗ 
ſchen Reiche gehören oder für deren Rechnung 
betrieben werden. Im Uebrigen finden die Befrei⸗ 
ungen und die zuſätzlichen Vorſchriften zum Chauſſee⸗ 
geldtarif vom 29. Februar 1840, mit den durch 
ſpätere Geſetze und Verordnungen bedingten Maß⸗ 
gaben auf den Verkehr mit Kraftwagen entſprechende 
Anwendung. Neues Palais, den 6. Juni 1904. 

gez. Wilhelm R., 
gegengez. Frhr. von A e von Podbielski. 
d 


udde. 
An den Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 


(3) Dem Komitee für Hebung der Zucht 
gängiger Wagenpferde in Baden hat der Herr 
Miniſter des Innern durch Erlaß vom 13. Juli 
1904 — Ib 2867 — auf Grund Allerhöchſter Er⸗ 
mächtigung die Erlaubnis erteilt, zu der mit Ge⸗ 
nehmigung der Großherzoglich Badiſchen Regierung 
im Jahre 1904 zu veranſtaltenden öffentlichen Aus⸗ 
ſpielung von Pferden und Silbergegenſtänden auch 
im diesſeitigen Staatsgebiete Loſe zu vertreiben. 

Es wird bemerkt, daß nach dem vorgelegten 
Verloſungsplan 215 000 Loſe à 1 Mk. ausgegeben 
werden und 4565 Gewinne im Geſamtwerte von 
100 000 Mk. zur Ausſpielung gelangen ſollen. 

Frankfurt a. O, den 25. Juli 1904. 

Der Regierungs⸗Präſident. J. V.: Bartels. 

(A) Der zweite Sekretär bei der Braſillaniſchen 
Geſandiſchaft in Berlin, Guſtavo de Vianna Kelſch, 
iſt beauftragt worden, während der bevorſtehenden 
Abweſenheit des Braſilianiſchen Konſuls Fritz die 
interimiſtiſche Verwaltung des Braſilianiſchen Kon⸗ 
ſulats in Berlin zu führen. 

Frankfurt a. O, den 25. Juli 1904. 

Der Regierungspräſident. J. V.: Bartels. 

(5) Nachdem die Schmiede⸗ und Stellmacher⸗ 
Innung (Freie Innung) zu Werben ihre Umwandlung 
in eine Zwangsinnung beantragt hat, wird hiermit 
bekannt gemacht, daß der Königliche Landrat zu 
Cottbus von mir zum Kommiſſar behufs Ermittelung 
der Mehrheit der Beteiligten ernannt worden iſt. 

Frankfurt a. O., den 28. Juli 1904. 

Der Regierungspräſident. J. V.: Bartels. 

(6) Nachdem beteiligte Gewerbetreibende die 
Errichtung einer Zwangsinnung für das Töpfer⸗ 
gewerbe mit dem Sitze in Lübben, deren Bezirk die 
Kreiſe Lübben und Calau umfaſſen ſoll, beantragt 
haben, wird hiermit bekannt gemacht, daß der König⸗ 
liche Landrat zu Lübben von mir zum Kommiſſar 
behufs Ermittelung der Mehrheit der Beteiligten 
ernannt worden iſt. 

Frankfurt a. O., den 27. Juli 1904. 

Der Regierungs⸗Präſident. J. B.: Bartels. 

(7) Den Wald⸗ und Feldwärter Dahms zu 
Soldin habe ich widerruflich zum Fiſchereiaufſeher 
ernannt und ihm die Fiſchereiaufſicht über die Mietzel 
bis zur Kreisgrenze und die ſtädtiſchen Gewäſſer mit 
ihren Verbindungsgräben der Stadt Soldin vom 
1. d. Mts. ab übertragen. 

Frankfurt a. O., den 25. Juli 1904. 

Der Regierungspräſident. J. V.: Bartels. 

(S) Durch Beſchluß des Bezirksausſchuſſes zu 
Frankfurt a. O. vom 22. Juni 1904 iſt derjenige 
Teil der Dorfaue zu Crummendorf, welcher nach 
der Grundſteuermutterrolle unter Gemarkung Amt 
Crummendorf Kartenblatt 1 Parzellen⸗Nr. 159/46 
mit 14,39 ar verzeichnet ſteht, der Stadtgemeinde 
Züllichau einverleibt worden. 

(9) Durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes des 
Kreiſes Weſt⸗Sternberg vom 19. Juli 1904 iſt in 
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Gemäßheit des 8 2 Abſatz 1 der Landgemeinde⸗ 
ordnung vom 3. Juli 1891 die fiskaliſche kommunal⸗ 
freie Dorfaue Kartenblatt 2 Parzellen⸗Nr. 336/23 
in Größe von 4,61,40 ha mit dem Gemeindebezirk 
Drenzig vereinigt. 

(10) Durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes des 
Kreiſes Weſt⸗Sternberg vom 19. Jult 1904 iſt in 
Gemäßheit des § 2 Abſatz 1 der Landgemeinde⸗ 
ordnung vom 3. Juli 1891 die fiskaliſche kommunal⸗ 
freie Dorfaue Kartenblatt 1 Parzellen⸗Nr 286/147 
in Größe von 4,87,31 ha mit dem Gemeindebezirk 
Laubow vereinigt. 

Bekanntmachung der Königlichen 

Eiſenbahn⸗Direktion zu Stettin. 
Eröffnung des Haltepunktes Bellin. 

Am 1. Auguſt d. Js. wird der zwiſchen den 
Stationen Vietnitz und Bärwalde N.⸗M. an der 
Strecke Stettin —Reppen in km 280,95 gelegene 
Haltepunkt Bellin für den Perſonen⸗ und Gepäck⸗ 
verkehr eröffnet werden. 

Stettin, im Juli 1904. 

Königliche Eiſenbahndirektion. 
Bekanntmachung der Königlichen 
Waſſerbauinſpeetion zu Cüſtrin. 
Gemäß 8 6 Abſatz 2, 88 9 u. 10 Abſaß 3 

der Polizeiverordnung über die Schiffahrt auf der 
Oder vom 11. Auguſt 1885 wird hiermit zur 
Kenntnis der Schiffahrttreibenden gebracht, daß für 
die Strecke der Oder von Station 659,6 bis 661,6 
(zwiſchen Alt⸗Cüſtrinchen und Neu⸗Glietzen), welche 
durch Tafeln als Stromenge bezeichnet iſt, bis auf 
Weiteres die a. a. O. vorgeſchriebenen Beſchränkungen 
der Schiffahrt eintreten. 

Zuwiderhandlungen werden nach § 30 der oben 
angeführten Polizeiverordnung beſtraft werden. 

Cüſtrin, den 23. Juli 1904. 

Der Königliche Waſſerbauinſpektor. 
Graefinghoff, Baurat. 
Perſonal⸗Chronik. 

(J) Seine Majeſtät der Kaiſer und König 
haben Allergnädigſt geruht, dem Arzte Dr. Georg 
Glaſer in Frankfurt a. Oder den Charakter als 
Sanitätsrat zu verleihen. 

(2) Seine Majeftät der Kaiſer und König 
haben Allergnädigſt geruht, dem Arzte Dr. Edmund 
Meyer in Schwiebus den Charakter als Sanitäts⸗ 
rat zu verleihen. 

(3) Des Kaiſers und Königs Majeſtät haben 
Allergnädigſt geruht, dem Königlichen Domänen⸗ 
pächter Amtsrat Schleuſener in Bernſtein im Kreiſe 
Soldin den Roten Adlerorden IV. Klaſſe zu verleihen. 
S (4) Der Schulvorſteherin Fräulein Eliſabeth 
Schwarze in Guben ift die Erlaubnis zur Fort⸗ 
führung der höheren Privat⸗Mädchenſchule in Fürſten⸗ 
walde erteilt worden. 2 

> Im Kreiſe Croſſen find ernannt worden 
der Königliche Amtsrat Uhden in Sorge zum Amts⸗ 


vorſteher für den Amlsbezirk VI Sorge, der Fürſt⸗ 
liche Amtsrat Simon in Beutnitz zum Amtsvorſteher 
für den Amtsbezirk XVII Beutnitz und der Ober⸗ 
Inſpektor Frey in Trebichow zum Amtsvorſteher⸗ 
Stellvertreter für den Amtsbezirk XIX Trebichow. 

(6) Im Kreiſe Landsberg a. W. iſt ernannt 
worden der Gutsbeſitzer Max Eſchner in Wepritz 
zum Amtsvorſteher für den Amtsbezirk XV Wepritz. 

(7) Im Kreiſe Luckau find ernannt worden 
der Rentmeiſter Mittag in Sonnewalde zum Amts⸗ 
vorſteher⸗Stellvertreter für den Amtsbezirk XVI 
Sonnewalde und der frühere Gemeinde⸗Vorſteher 
Krüger in Göllnitz zum Amtsvorſteher⸗Stellvertreter 
für den Amtsbezirk XVII Göllnitz. 

(8) Im Kreiſe Calau iſt ernannt worden der 
Koſſät Guſtav Mathing in Ragow zum Amtsvor⸗ 
fteher- Stellvertreter für den I. Amtsbezirk Ragow. 

(9) Im Kreiſe Friedeberg Nm. ſind ernannt 
worden der Rittergutsbeſitzer Fleiſcher in Breitenſtein 
zum Amtsvorſteher für den IV. Amtsbezirk Breiten⸗ 
ſtein und der Rentier Gohlke in Gottſchimmerbruch 
zum Amtsvorſteher für den XIX. Amtsbezirk Gott⸗ 
ſchimmerbruch. 

(10) Im Kreiſe Königsberg Nm. find zu Amks⸗ 
vorſtehern ernannt worden der Rittergutsbeſitzer Graf 
Fink von Finkenſtein in Troſſin für den 35. Amts⸗ 
bezirk Sellin, der Königliche Amtsrat Pfützenreuter 
in Wittſtock für den Amtsbezirk 41 Wittſtock⸗Nabern, 
der frühere Dampfſchneidemühlenbeſitzer Wolfram 
in Alt Drewitz für den 47. Amtsbezirk Alt⸗Drewitz, 
der Königliche Amtsrat Wächter für den 49. Amts⸗ 
bezirk Wilkersdorf und der Leutnant der Reſerve 
Pfützenreuter in Wittſtock zum Amtsvorſteher⸗Stell⸗ 
vertreter für den 41. Amtsbezirk Wittſtock⸗Nabern. 

(11) Dem Kandidaten Hans Hartung iſt die 
Erlaubnis zur Einrichtung und Haltung einer Familien⸗ 
ſchule in Lagow erteilt worden. 

(12) Der Landmeſſer Robert Riedel iſt zum 
Kataſterlandmeſſer berufen worden. 


Vermiſchtes. 

(J) Uoeberſicht der Verwaltungs⸗Ergebniſſe der 
Brandenburgiſchen Feuerwehr⸗Unfallkaſſe für 1903. 
Stammkapital 56778 M. 50 Pf. 

Laufende Einnahmen: 


Mitgliederbeiträge . 6086 M. 05 Pf. 


Zinſe fen r wir“ 1948 „ 35 „ 
Zuſchuß des Provinzialver⸗ 
bandes LIT Er AR, Er 


77 77 


Summe 11034 M. 40 Pf. 
Laufende Ausgaben: 


Unterſtützungen für 114 Un⸗ 


fälle. 16686 M. 47 Pf. 
Verwaltungs⸗ 
koſten 375 „ 


Summe 17061 „ 47 „ 
Mithin Fehlbetrag — . 6027 M. 07 Pf. 
41 
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welcher von den beiden öffentlichen Feuerſozietäten 
der Provinz aufgebracht wird. 

Berlin, den 14. Juni 1904. 

Der Direktor. Gardemin. 

(2) Erledigt wird die Pfarrſtelle privaten 
Patronats zu Warnitz, Diözeſe Königsberg Nm. II., 
durch Abgang des Pfarrers Gründler zum 1. No⸗ 
vember d. Js. 

(3) Der bisherige Hilfsprediger Adolf Böttcher 
in Ziltendorf iſt zum Pfarrer der Parochie Zilten⸗ 
dorf, Diözeſe Guben, beſtellt worden. 

(4) Tierärztliche Hochſchule Berlin, Louiſen⸗ 
ſtraße Nr. 56. Das Winterſemeſter beginnt am 
15. Oktober 1904. Immatrikulationen nehmen am 
10. Oktober ihren Anfang und dauern bis 5. No⸗ 


vember 1904. Aufnahmebedingungen und Stunden⸗ 
plan ſind vom Büreau zu erfordern. Der Rektor. 

(5) Königliche Tierärztliche Hochſchule Han⸗ 
nover. Das Winter⸗Semeſter 1904/1905 beginnt 
am 15. Oktober 1904. Nähere Auskunft erteilt 
auf Anfrage unter Zuſendung des Programms und 
Vorleſungs⸗Verzelchniſſes 

Die Direktion. Dr. Dammann. 

(6) Die geprüfte Deichrechnung pro 1903 
ſowie der pro 1904 feſtgeſtellte Etat liegen vom 
1. bis 14. Auguſt er. im Geſchäftszimmer des 
Deichhauptmanns zu Amt Ziltendorf zur Einſicht 
der Deichgenoſſen öffentlich aus. 

Amt Aurith, den 25. Juli 1904. 


Der Deichhauptmann. Kleinau. 


(7) Ausſchreiben der von den Mitgliedern der Städtefeuerſozietät der Provinz Brandenburg 
für das I. Halbjahr 1904 zu entrichtenden Beiträge. 


1. Vergütungen für Brand⸗ und Blitzſchäden, einſchließli 


2. Gemeinnützige Ausgaben und Verwaltungskoſten 
3. Rückverſicherungsbeiträ¾g e 


Durch Rückverſicherung, Zinſen und andere Einnahmen ſind gedeckt 


ch der Abſchätzungsgebühren und Prämien 


Für das I. Halbjahr 1904 ſind aufzubringen: 
210 277 M. 
53 052 „ 
129 541 „ 
zuſammen 392 870 M. 
122 370 „ 


Mithin Bedarf 270 500 M. 


Auf Grund des Beſchluſſes des Direktorialrates der Sozietät vom 28. v. Mis. werden ausgeſchrieben 


von 110 083 150 M. Verſicherungsſumme in Kl. IA zu 18 Pf. vom Hundert 19814 M. 97 Pf. 

„ 342 195 250 „ ee. „ „ Im al „ „ 102 658 „ 57 „ 

„ 30 768 825 „ 1 „ „t e, , 16 615 „ 17 „ 

10 5 608 775 77 7 r IIA * 6 ” " 77 3 365 „ 27 " 

„ 101 094 850 „ 5 „ „ W , eee e e e 98 

„ 13 392 125 „ 5 „„ BEER „, er, 8, 

„ 8572 475, 5 b „ TESTS ER ee een 

„ 3882 525 „ 3 „ „ HIR „ ee Ai ar 

77 2 205 875 72 " m" IV * 42 ” 77 77 9 264 7 68 ” 

„ 1867 225 „ 8 „ B c % ee eee eee 
überhaupt von 619 971075 Mä beitragspflichtiger Verſicherungsſumme 309 413 M. 30 Pf. 
dazu „ 1 147 150, Exploſionsverſicherungsſumme in Klaſſe I rr 

„ „ 705 700 „ " „ II 141 „ 14, 

309 669 M. 16 Pf. 

Auf Grund des § 62 des Reglements find hiervon erlafien . h 22342 „ 6 
287 326 M. 47 Mf. 

Dagegen werden an Zuſchlägen erhoben j 0 e 656 „ Ik. 


Hiervon ſtehen den Magiſträten 5 bezw. 4 vom Hundert zu mit 


ſo daß zur Deckung des Bedarfs verfügbar bleiben 
e Sa a 7 7 en 


ergeben ſich 287 982 M. 58 Pf. 
s 139 2 „ 
274019 M. 66 Pf. 
En 270500 „ a 
mithin Ueberſchuß 3 519 M. 66 Pf. 


— 


welcher dem Beſtande der laufenden Verwaltung zufließt. 
Die Magiſträte der beteiligten Städte wollen hiernach die von den Mitgliedern der Sozietät zu 


entrichtenden Beiträge ungeſäumt einziehen und binnen vier Wochen — 8 67 des Reglements — an die 
Brandenburgſche Landeshauptkaſſe hierſelbſt abführen. 
Berlin, den 11. Juli 1904. Der Direktor der Städtefeuerſozietät der Provinz Brandenburg. 
Gardemin, Geheimer Regierungsrat. 


Redigiert im Büreau der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. 
Druck der Königl. Hofbuchdruckerei Trowisſch & Sohn in Frankfurt a. O. 


